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Die Politik der europäischen Einigung kann sich in Italien auf einen breiten Kon-
sens nahezu aller politischen Kräfte stützen und findet auch in der Bevölkerung
eine fast ausnahmslos positive Resonanz. Alle Regierungen der Nachkriegszeit
haben der Einbindung Italiens in die Gemeinschaft der westlichen Demokratien
einen hohen Stellenwert eingeräumt1. Der erste Ministerpräsident des Landes
nach dem Übergang von der Monarchie zur Republik (1946), Aleide De Gaspe-
ri, der die Politik Italiens bis zum Jahre 1953 bestimmte, gehört zu den Grün-
dungsvätern der Europäischen Gemeinschaft. Die Berufung insbesondere auf
sein europapolitisches Denken und Handeln2 ist für seine vielen Nachfolger im-
mer eine Sache der Selbstverständlichkeit gewesen. Denn die Orientierung nach
Europa entsprach damals und entspricht auch heute noch am besten der Grund-
haltung des italienischen Staates.

Als mittlere Macht in einer geographisch exponierten und damit gefährdeten
Lage, wegen der notorischen Arbeitslosigkeit in seinem unterentwickelten Sü-
den auf die Möglichkeit angewiesen, große Massen seiner Bevölkerung in die
Emigration zu entlassen, angewiesen auch auf leichten Zugang zu den Märkten
der Nachbarn, um die Produkte seiner Industrie und seiner Landwirtschaft ab-
setzen zu können, abhängig vom Import der für seine entwickelte Industrie be-
nötigten Rohstoffe, sieht Italien seine Zukunft in einem immer engeren Zusam-
menschluß der freien Staaten Europas3.

Mit der Einigung Europas verbinden sich in Italien viele Erwartungen. Das
Land durchlebt seit einer Reihe von Jahren schwere wirtschaftliche und soziale
Krisen, die verstärkt werden durch eine außerordentliche Schwäche seiner staat-
lichen Institutionen und Organe. „Europa" wird vor diesem Hintergrund viel-
fach als Heilmittel oder zumindest doch als Chance zur grundsätzlichen Behe-
bung des als Leiden empfundenen Zustandes betrachtet. Dabei spielt — ähnlich
wie in Deutschland — die Erfahrung eine Rolle, daß die Verbindung mit den eu-
ropäischen Nachbarn in den fünfziger Jahren auch die Befreiung aus der außen-
politischen Isolation bedeutete in der sich das durch die Faschismus-Erfahrung
kompromittierte Land nach Kriegsende befand; und in den sechziger Jahren,
nach Gründung und Wirksamwerden der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft erlebte auch Italien sein Wirtschaftswunder.
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Eine vermittelnde Haltung
Die offizielle Position der italienischen Regierungen ist es immer gewesen, alle
Initiativen zu unterstützen, die die europäische Einigung voranzubringen ver-
sprachen. Diese Haltung ist verbunden mit der Bereitschaft, die Verfügung über
eigene Souveränitätsrechte weitgehend an übernationale Einrichtungen abzu-
treten. Die meisten italienischen Politiker, gleich welcher Orientierung, defi-
nierten sich im Hinblick auf ihre Haltung zu den Problemen der europäischen In-
tegration als Föderalisten. Eigene europapolitische Initiativen sind allerdings
von Italien kaum je ausgegangen. In den großen politischen und konzeptionellen
Kontroversen, die die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft begleitet
haben, hat es regelmäßig eine vermittelnde Haltung eingenommen, stets darauf
bedacht, daß das Erreichte nicht aufs Spiel gesetzt und daß die Chance zum Fort-
schritt der Integration gewahrt würde.

Im Jahre 1979 hatte es zwei wesentliche Ereignisse gegeben, die die positive
Einstellung der Italiener und ihrer Regierenden zur europäischen Einigungspoli-
tik eindrucksvoll bestätigten. Bei der ersten Direktwahl des Europäischen Parla-
ments im Juni erreichte die Beteiligung im Vergleich zu den anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaft eine der höchsten Quoten (85,8%).
Und als es darum ging, eine Entscheidung über die Mitwirkung im Europäischen
Währungssystem zu treffen, die Italien besondere Anstrengungen und Opfer ab-
forderte, ließ sich Ministerpräsident Andreotti trotz des Widerstandes der an der
Regierung beteiligten Republikaner und der Kommunisten, die der Regierung
bis dahin ihre Unterstützung geliehen hatten, davon nicht abhalten.

Eine schwelende Regierungskrise, die sich u.a. auch in diesem Vorgang mani-
festierte, kostete Andreotti schließlich sein Amt. Mit seiner Nachfolge (ab 4.
August 1979) übernahm Francesco Cossiga europapolitisch vor allem die Aufga-
be der Präsidentschaft in der Europäischen Gemeinschaft für die erste Jahres-
hälfte 1980.

Mit dem neuen Außenminister Franco Maria Malfatti, der von 1970—1972 an
der Spitze der EG-Kommission gestanden hatte, verfügte die Regierung Cossiga
über einen hierfür besonders qualifizierten Mann. Doch Malfatti sah sich schon
am 12. Januar 1980 gezwungen, aus Gesundheitsgründen sein Amt zur Verfü-
gung zu stellen. Sein Nachfolger wurde Attilio Ruffini, der vorher Verteidi-
gungsminister gewesen war, jedoch kaum über europapolitische Erfahrungen
verfügte, was sich in den folgenden schwierigen Wochen als Handicap erweisen
sollte. Für die Europäische Gemeinschaft war es deshalb eine glückliche Fü-
gung, daß Italien, noch während seiner Präsidentschaft, im Frühjahr von einer
weiteren Regierungskrise heimgesucht wurde, die Cossiga am 4. April mit der
Bildung eines neuen Kabinetts beenden konnte, in dem der erfahrene Emilio
Colombo den Posten des Außenministers übernahm. Zum ersten Male wurde
übrigens auch bei dieser Gelegenheit ein Europa-Minister (Enzo Scotti) er-
nannt, der mit der Aufgabe betraut ist, die auf die Gemeinschaft gerichteten Po-
litiken der verschiedenen Ressorts zu koordinieren.
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Präsidentschaft im Ministerrat
Italien mußte die Präsidentschaft im Ministerrat in einer für die Europäische Ge-
meinschaft außerordentlich schwierigen Lage antreten: das Europäische Parla-
ment hatte den Gemeinschaftshaushalt für 1980 wegen seiner unausgeglichenen
Struktur und insbesondere wegen der wachsenden Ausgaben für die Agrarpoli-
tik abgelehnt; die Frage der Finanzierung der Gemeinschaftspolitiken war auch
durch die Weigerung Großbritanniens aufgeworfen, weiterhin einen im Ver-
gleich zu anderen Mitgliedstaaten überhöhten Beitrag zu zahlen; in den Ver-
handlungen über die Agrarpreise für 1980/81 gab es keine Fortschritte. Alles
schien blockiert.

Gleichzeitig verschlechterte sich die internationale Lage: Die Sowjetunion
hatte das Angebot der NATO über die in Europa zu stationierenden strategi-
schen Waffen abgelehnt; unmittelbar vor der Jahreswende war der Einmarsch
der sowjetischen Truppen in Afghanistan erfolgt; die Lage der amerikanischen
Botschaftsangehörigen, die als Geiseln in Teheran festgehalten wurden, gestal-
tete sich immer bedrohlicher; es war kaum noch zu hoffen, daß bis zum 25. März
1980 — wie im Abkommen von Camp David vorgesehen — eine Lösung des Pro-
blems der palästinensischen Autonomie in Gaza und West Jordanien gefunden
würde.

Vor diesem Hintergrund zeigte sich Europa unschlüssig über die eigene Hal-
tung und die Möglichkeit seines Beitrags; sein Verhältnis zu den Vereinigten
Staaten von Amerika nahm mehr und mehr problematische Züge an.

Die italienische Präsidentschaft ließ sich unter diesen Bedingungen von fol-
genden drei Direktiven leiten:
— die Kohäsion innerhalb der Europäischen Gemeinschaft mußte wiederherge-

stellt werden,
— die westliche Solidarität mußte erhalten und bekräftigt werden,
— die Kontakte mit der Sowjetunion mußten - bei eindeutiger Verdammung

der Invasion Afghanistans - im Interesse der Entspannungspolitik auf-
rechterhalten werden4.

Um zunächst einmal dem ersten der drei genannten Ziele näherzukommen,
entwickelte die italienische Diplomatie eine lebhafte Aktivität; die Wiederher-
stellung des gemeinschaftlichen Zusammenhaltes schien ihr wie selbstverständ-
lich die Voraussetzung dafür, daß auch die anderen beiden Ziele mit Aussicht
auf Erfolg würden angegangen werden können. Ministerpräsident Cossiga und
Außenminister Ruffini begaben sich am 29. Januar nach London, um mit der bri-
tischen Regierung über Lösungsmöglichkeiten für die Frage des Finanzbeitrags
zu konferieren. Und in den folgenden Wochen, im Februar und März, folgten
Kontakte des Außenministers Ruffini mit allen anderen Außenministern und
mit der EG-Kommission zur Vorbereitung der Sitzung des Europäischen Rates,
die am 31. März und 1. April in Brüssel stattfinden sollte.

Es ist hier nicht der Ort, um die Situation im einzelnen darzulegen, die durch
die britische Forderung aufgeworfen worden war. Die Positionen, die von den
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Mitgliedstaaten hierzu eingenommen wurden, gingen weit auseinander. Und die
Aufgabe der italienischen Präsidentschaft war umso schwieriger, als gleichzeitig
mit der Lösung des englischen Problems eine Reihe weiterer Fragen zu beant-
worten waren, da einige Mitgliedstaaten ihre Mitwirkung an einer Regelung von
Bedingungen abhängig machten.

Alle Regierungen rechneten mit einer italienischen Vermittlung. In der ent-
scheidenden Woche vor der für Ende März vorgesehenen Sitzung des Europäi-
schen Rates war Ministerpräsident Cossiga jedoch vollauf mit der Lösung der
Regierungskrise in Rom und mit der Bildung einer neuen Regierung beschäftigt.
Er verschob deshalb kurzentschlossen das Treffen auf Ende April, wodurch auch
Zeit gewonnen wurde, um das Problem reifen zu lassen. Tatsächlich konnte im
April eine Reihe von Klärungen herbeigeführt werden. Trotzdem endete die Sit-
zung des Europäischen Rates am 27728. April in Luxemburg ohne Ergebnis.
Man war sich zwar nähergekommen, doch der britische Premierminister, Frau
Thatcher, zeigte sich letztlich keinem der von ihren Partnern vorgebrachten An-
gebote, die ihr unzureichend schienen, zugänglich5.

Die Lage erschien nun geradezu auswegslos. Die von Staatspräsident Giscard
d'Estaing und Bundeskanzler Schmidt gemachten (großzügigen) Offerten an die
britische Adresse wurden zurückgezogen. Es war andererseits klar, daß Frau
Thatcher nicht akzeptieren können würde, was sie in Luxemburg zurückgewie-
sen hatte. Bis zum 30. Mai mußte jedoch eine Übereinstimmung getroffen wer-
den. Denn nach diesem Datum wäre die Vereinbarung über die Agrarpreise ver-
fallen; und die französische Regierung hatte bereits angekündigt, daß sie für die-
sen Fall im nationalen Alleingang die Agrarpreise für Frankreich festsetzen wür-
de. Der Gemeinsame Markt war in höchster Gefahr.

Persönlicher Einsatz und diplomatisches Geschick

Der neue italienische Außenminister Emilio Colombo, ein in Krisen- und Mara-
thonsitzungen erfahrener Mann, der wegen seiner unzweifelhaft europäischen
Gesinnung und der bedeutenden Rolle, die er seit vielen Jahren in verschiede-
nen Funktionen — als Minister, als Regierungschef und als Parlamentarier, zu-
letzt als Präsident des Europäischen Parlaments — beim Aufbau der Gemein-
schaft gespielt hat, auch über die nötige Autorität verfügt, entschied in dieser La-
ge, seine letzten Karten auszureizen. Für den 29. Mai berief er den Ministerrat
nach Brüssel ein. Die Sitzung bereitete er mit einem Besuch in Paris vor, wo er
Staatspräsident Giscard d'Estaing und Außenminister Frangois-Poncet traf; in
Rom führte er ein Gespräch mit Bundesaußenminister Genscher; in London be-
gegnete er Premierminister Thatcher und Außenminister Lord Carrington; in
Brüssel schließlich konferierte er mit dem Präsidenten der EG-Kommission und
den anderen Außenministern.

Die Sitzung des Ministerrats begann am 29. Mai um 15 Uhr und endete am 30.
Mai um 10 Uhr mit einem Kompromiß6 und einem langanhaltenden Applaus für
den Ratspräsidenten, den italienischen Außenminister, der mit großem persön-
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liehen Einsatz und viel Geschick die Sitzung geleitet hatte. Die Gemeinschaft
war einem Alptraum entronnen. Dank der italienischen Vermittlung gab es we-
der Sieger noch Besiegte.

Alle Beteiligten waren zufrieden, wenn ihnen auch klar war, daß die Probleme
durch den vom Ministerrat formulierten und später auch von den Regierungen
bestätigten Kompromiß nicht grundsätzlich gelöst waren, sondern sich nach En-
de seiner Laufzeit (zwei bis drei Jahre) wieder stellen würden. In dieser Perspek-
tive aber erhielt die Kommission ein Mandat, bis Juni 1981 neue Vorschläge für
eine ausgeglichene Entwicklung der Gemeinschaft zu machen.

Die politische Zusammenarbeit
Die sechs Monate der italienischen Präsidentschaft im EG-Ministerrat haben
auch einen gewissen Fortschritt in der Entwicklung der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit (EPZ) gebracht. Die schweren internationalen Krisen,
von denen schon die Rede war, und die Sorge, daß daraus ernste Gefahren für
die Ost-West-Entspannung entstehen könnten, führten zwischen den Neun zu
einem Bewußtsein, das der Bemühung um die Formulierung gemeinsamer Posi-
tionen förderlich war.

Als Ratsmacht kam es auch auf diesem Felde Italien zu, die Absichten der
Partner miteinander in Einklang zu bringen und gemeinsame Positionen herbei-
zuführen. Das gelang sowohl im Hinblick auf Iran (Minister-Tagung am 17./18.
Mai in Neapel)7 wie auf Nahost (Europäischer Rat am 12./13. Juni in Venedig)8.
In beiden Fällen bemühten sich die Neun, mit operativen Vorschlägen ihren Bei-
trag zur Krisenlösung zu leisten.

Wahrscheinlich nicht zu Unrecht wird dieses für den inneren Zusammenhalt
der Gemeinschaft wichtige Ergebnis der EPZ von der italienischen Seite auch als
Erfolg ihrer Vermittlungsbemühungen gewertet9; denn die Meinungen der Mit-
gliedstaaten über das Vorgehen waren ursprünglich weit auseinander.

„Es scheint immer mehr evident", heißt es in einem — wahrscheinlich im italie-
nischen Außenministerium erstellten — Artikel über die italienische Präsident-
schaft, „daß die Glaubwürdigkeit Europas nach außen eng verbunden ist mit sei-
nem solidarischen Auftreten. Das auswärtige Engagement der Gemeinschaft
muß sich im Gleichschritt mit dem nach innen gerichteten Engagement bewe-
gen. Im Grunde verlangt die nach außen sichtbar werdende europäische Identi-
tät eine parallele Verstärkung der inneren Kohäsion zwischen den Neun.

Auch wenn sie Prinzipien und Regeln gehorchen, die zwei verschiedenen
Konzeptionen des Aufbaus Europas entsprechen, so sind doch die Aktivitäten,
die in Anwendung der Römischen Verträge unternommen werden, und diejeni-
gen der Politischen Zusammenarbeit zwischen den Neun faktisch eng miteinan-
der verknüpft; es ist in unserem Interesse, diese Verknüpfung in einer Weise zu
gestalten, die unserer Vorstellung vom Europa der Zukunft entspricht. Und in
dieser Richtung hat die italienische Präsidentschaft während des ersten Halbjah-
res 1980 operiert"10.
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In diesem Geiste verhielt sich die italienische Regierung auch in der zweiten
Jahreshälfte. Emilio Colombo blieb in der Regierung des Ministerpräsidenten
Forlani, der am 23. Oktober Cossiga ablöste, Außenminister. Der Europa-Mini-
ster, Enzo Scotti, blieb ebenfalls im Amt. Ihm fehlten aber auch in der neuen Re-
gierung zunächst die Kompetenzen und die operativen Möglichkeiten, um sich
gegenüber den klassischen Europa-Ressorts, insbesondere gegenüber dem Au-
ßenministerium, durchzusetzen. Gegen Ende des Jahres drohte er öffentlich mit
seinem Rücktritt für den Fall, daß die Rolle seines Amtes nicht eindeutiger defi-
niert würde. Das ist offensichtlich geschehen; jedenfalls äußerte er sich im Früh-
jahr 1981 optimistisch über seine Mission. Dabei stellte er fest, daß es ihm nicht
darum gehe, „ein echtes eigenständiges Europa-Ministerium (aufzubauen). Das
wäre ein Irrtum. Denn die Europapolitik ist integrierender Bestandteil der In-
nenpolitik. Notwendig ist es vielmehr, daß die Regierung auch in dieser Materie
eine einheitliche Richtung verfolgt, ohne Zersplitterungen und sektorielle Wi-
derstände"11.

Geborgen in der europäischen Solidarität
Wenn man eine Bilanz der italienischen Europapolitik im Jahre 1980 zieht, so
fällt zunächst einmal die Kontinuität auf, mit der — trotz wiederholter Regie-
rungskrisen und Regierungsumbildungen — an einer konstruktiven Linie festge-
halten wurde, die die italienische Haltung zur Einigung Europas seit jeher kenn-
zeichnet. Seit seiner Ernennung zum Außenminister wurde diese Linie durch
Emilio Colombo personifiziert. Er brauchte sich - wie auch seine Vorgänger —
kaum Sorgen darum zu machen, daß die traditionelle Europapolitik der Regie-
rung in den innenpolitischen Streit gerät. Das gilt übrigens auch generell für die
Westorientierung und überhaupt für die außenpolitischen Grundentscheidun-
gen, die Italien seit 1946 getroffen hat.

Das Gefühl, im atlantischen Bündnis und in der Europäischen Gemeinschaft
gut aufgehoben zu sein, ist derart weit verbreitet, daß ihm seit einigen Jahren
auch die oppositionellen Kommunisten, die mit einem Wählerpotential von ca.
30% die Vorgänge auf der politischen Szene der Appenin-Halbinsel wesentlich
mitbestimmen, Rechnung tragen. Dieses Gefühl der Geborgenheit in der westli-
chen bzw. europäischen Solidarität ist regelmäßig bestätigt worden. Im Jahre
1980 war es die Hilfe, die ihre Nachbarn und Verbündeten ihnen bei der Bewälti-
gung der Erdbeben-Katastrophe gewährten, die die Italiener wieder einmal dar-
in bestärkt hat.
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